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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Abschrift 


Bonn, den 8. Mai 1953 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 106. Sitzung 
am 8. Mai 1953 beschlossen har, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 16. April 1953 verabschiedeten 

Gesetzes über die Anrechnung von Renten 
in der Arbeitslosenfürsorge 
- Nrn. 4166, 3837, 3845 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Absatz 2 
des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden Gründen 
einberufen wird. 


gez. Dr. Reinhold Maier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. April 1953 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Reinhold Maier 


Druck: Peter Meier, Bulsdorf-Slegburg 



Bundesrat 


Anlage 


Vermittlungsvorschlag 

zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Anrechnung von 
Renten in der Arbeitslosenfürsorge 


Dem § 1 

sind folgende Absätze 2 und 3 hinzuzufügen: 

„(2) Gesetzliche Unfallrenten sind bis zur Höhe des Betrages, der 
in der Kriegsopferversorgung bei gleicher Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit als Grundrente gewährt weiden würde, von der An- 
rechnung auf die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung auszunehmen. 
Der Rest der Unfallrente ist unter Berücksichtigung der gelten- 
den Freibeträge als Einkommen des Arbeitslosen zu betrachten. 
Die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 finden entsprechende 
Anwendung. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 finden entsprechende Anwen- 
dung auf Renten, welche den Opfern nationalsozialistischer 
Verfolgung wegen einer durch die Verfolgung erlittenen Gesund- 
heitsschädigung gewährt werden.” 

Begründung: 

Der Bundesrat hat am 23. April 1952 (BR- Drucksache 
Nr. 157/52) folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Bundesrat ersucht die Bundesregierung, eine 
bundeseinheitliche Regelung in möglichst kurzer 
Zeit für die Nichtanrechnung der Grundrenten 
nach dem Bundesversorgungsgesetz und ent- 
sprechende Freigrenzen für Unfallverletzte und 
Empfänger von Sonderhilfe beim Bezug von 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung herbeizuführen, ” 

Die Bundesregierung ist diesem Ersuchen nicht nachge- 
kommen. Der vorliegende Initiativgesetzentwurf des Deut- 
schen Bundestages berücksichtigt den Wunsch des Bundes- 
rates nur teilweise, nämlich nur hinsichtlich der den 
Kriegsbeschädigten gewährten Grundrente. Eine Vervoll- 
ständigung der Vorlage mit dem Ziel der Gleichstellung 
der Unfallrentner und der Sonderhilfsberechtigten ist 
erforderlich, da die sozialen und wirtschaftlichen Erwä- 
gungen, die für eine Bereitstellung der Grundrente nach 
dem BVG sprechen, in genau dem gleichen Maße auch 
hier gelten. 

Da die Bezieher von Unfall- und Sonderhilfsrenten mit 
einer mehr als fünfzigprozentigen Beschädigung nur in 
relativ wenig Fällen auf den Bezug von Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung angewiesen sind, ist die Schlechter- 
stellung dieser Einzelfälle unvertretbar, zumal die finan- 
ziellen Auswirkungen einer solchen Gleichstellung minimal 
sind. Die Gleichstellung wird insbesondere von den 
Organisationen der Verfolgten für dringend erforderlich 
gehalten. 



